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Die Ausbildung geschädigter Bürger

Eine rechtzeitige Früherfassung5 und medizinische Be­
treuung sowie eine der Schädigung adäquate Erziehung 
in Einrichtungen des Gesundheitswesens ist eine notwen­
dige Bedingung für die später einsetzende Rehabilita­
tionspädagogik. Diese beginnt in einem Kindergarten, der 
in der Regel eine Vorschuleinrichtung der Sonderschule 
für geschädigte Kinder ab drittem Lebensjahr ist. Um­
fang und Struktur der auf der Schädigung beruhenden 
Lernbehinderung werden in gemeinschaftlicher medizini­
scher, psychologischer und rehabilitationspädagogischer 
Diagnostik schrittweise wirksam aufgeklärt. Besonders im 
Vorschulalter darf es keine zu frühe und feste Eingliede­
rung in endgültig festgelegte Institutionen geben. Viel­
mehr muß durch ständige Kontrolle der Entwicklung ent­
sprechend den Lernfortschritten der Kinder mehrmals 
überprüft werden, ob sie den Ansprüchen von Bildungs­
einrichtungen mit höheren Anforderungen genügen kön­
nen.

Während Eltern allein entscheiden können, ob sie ihre 
physisch und psychisch geschädigten Klein- und Vorschul­
kinder in Krippengruppen für Geschädigte und in Kin­
dergärten des Sonderschulwesens unterbringen wollen, 
besteht für geschädigte Schulkinder vom beginnenden
7. Lebensjahr an Schulpflicht, die in Sonderschulen zu re­
alisieren ist.6 Die Erziehung und Bildung von Kindern 
und Jugendlichen mit schweren Hirnschäden, die zwar 
schulbildungsunfähig schwachsinnig, jedoch förderungsfä­
hig sind, geschieht ebenfalls auf freiwilliger Basis in be­
sonderen Förderungseinrichtungen (Tagesstätten, Heimen).

Für einen Teil derjenigen Kinder, die einer Sonder­
schulbildung bedürfen, wird eine vollständige Rehabili­
tation angestrebt. Hierzu zählen z. B. Sprachgeschädigte 
und Verhaltensgestörte. Letztere weisen häufig hirnorga­
nisch bedingt gravierende Auffälligkeiten im Verhalten 
auf, ohne daß Intelligenzmängel oder ausschließlich un­
günstige Milieufaktoren vorliegen. Nachdem bei ihnen 
z. B. die soziale Eingliederungsfähigkeit und die schuli­
sche Leistungsfähigkeit gesteigert wurden, werden sie im 
mittleren Schulalter in die allgemeinbildende polytechni­
sche Oberschule aufgenommen.

Die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit 
für Rehabilitanden

Die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit für alle Bürger 
— gleich, über welches Arbeitsvermögen sie verfügen — 
und damit die Einbeziehung in den gesellschaftlichen Ar­
beitsprozeß, ist das wichtigste Kriterium der Qualität so­
zialer Sicherheit im Sozialismus. Die Befähigung psychisch 
oder physisch geschädigter Bürger zur Wahrnehmung 
ihres Rechts auf Arbeit setzt jedoch einen Bildungsstand 
voraus, auf dem aufbauend im Arbeitsprozeß die beruf­
liche Rehabilitation erfolgen kann. Der oben skizzierte 
Bildungsweg wird zunehmend den normalen Weg der 
Geschädigten zur Gewährleistung des Rechts auf Arbeit 
darstellen. Problematischer sind allerdings die Fälle, in 
denen durch schwere Erkrankung oder Unfall nicht eine 
erstmalige Eingliederung wie bei Jugendlichen, sondern 
eine Wiedereingliederung nach einer in der Vergangen­
heit bereits ausgeübten Tätigkeit notwendig ist.7

Für das Finden des richtigen Berufs, für die Wieder­
eingliederung und zugleich zur Verhinderung von Inva­
lidität ist ein Rehabilitationsverfahren erforderlich. Dazu 
erhalten diese Bürger befristet einen Rehabilitationsar­
beitsplatz, an dem sie auf ihren künftigen Arbeitsplatz 
vorbereitet werden, oder es erfolgt gleich die Lenkung an 
ihren künftigen Arbeitsplatz. Das geschieht unter Verant­
wortung der Ämter für Arbeit bei den Räten der Kreise 
und mit Unterstützung der Kreisrehabilitationskommis­
sionen.

Nach durchgeführten Rehabilitationsverfahren bzw. 
abgeschlossener Berufsausbildung werden diese Bürger in
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den Arbeitsprozeß eingegliedert. Ein erheblicher Teil von 
ihnen kann — besonders in Industriegebieten — in den 
gesellschaftlich üblichen Arbeitsprozeß aufgenommen 
werden. Mit Abschluß eines Arbeitsvertrags über eine 
Arbeitsaufgabe, die dem Arbeitsvermögen des geschädig­
ten Werktätigen entspricht, verwirklicht er sein Recht auf 
Arbeit

Für Rehabilitanden, die wegen ihrer Schädigung oder 
auch wegen Fehlens geeigneter Möglichkeiten nicht in den 
üblichen Arbeitsprozeß eingegliedert werden können, 
muß zur Gewährleistung ihres Rechts auf Arbeit eine spe­
zielle Organisationsform des gesellschaftlichen Arbeits­
prozesses geschaffen werden, die sog. geschützte Arbeit. 
Nach § 1 Abs. 1 der АО zur Sicherung des Rechts auf Ar­
beit für Rehabilitanden vom 26. August 1969 (GBl. II 
Nr. 75 S. 470) i.d. F. der VO vom 19. Juli 1976 (GBl. I 
Nr. 33 S. 411) ist geschützte Arbeit „eine von physisch 
schwerstgeschädigten oder psychisch schwergeschädigten 
Menschen in einem besonders ausgestalteten Arbeits­
rechtsverhältnis unter spezifischen Bedingungen ausge­
übte Tätigkeit“. Geschützte Arbeit ist an geschützten Ein­
zelarbeitsplätzen, in geschützten Abteilungen in Betrie­
ben, in geschützten Werkstätten und in Heimarbeit mög­
lich.

Die Entscheidung, welcher Rehabilitand geschützte Ar­
beit erhält, trifft die Kreisrehabilitationskommission (§ 3 
Rehab АО). Diese Kommission sichert auch, daß der Ge­
sundheitszustand und das Leistungsvermögen in Abstän­
den von mindestens einem Jahr überprüft werden. An­
hand der Untersuchungsergebnisse ist zu entscheiden, ob 
der Rehabilitand in den üblichen Arbeitsprozeß einge­
gliedert werden kann, oder weiterhin (ggf. auch für im­
mer) in geschützter Arbeit verbleibt (§ 5 Rehab АО) 6

Arbeitsrechtliche Gleichstellung der Rehabilitanden

Das AGB regelt den Schutz und die Förderung der Reha­
bilitanden als besondere Personengruppe. In § 5 AGB


